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Diese Studie analysiert die wesentlichen Hindernisse für die Vereinheitlichung, „Europäisierung“ und 
Modernisierung der Europawahlen. Insbesondere untersucht sie, welche Mitgliedstaaten (MS) den Beschluss 
2018/994 des Rates bislang nicht ratifizieren wollten oder konnten und warum. Sie beruht auf Kurzberichten 
über den Stand der Ratifizierung des Beschlusses 2018/994 des Rates und der Erhebung von Daten auf Partei- 
und Staatsebene, die von 26 vom Autor kontaktierten und koordinierten Länderexperten durchgeführt wurde. 

Die ersten Artikel des Beschlusses 994/2018 des Rates (betreffend insbesondere das Verhältniswahlsystem und 
das allgemeine Wahlrecht) sind unumstritten. Über diese Artikel hinaus enthält der Beschluss eine Anzahl von 
Bestimmungen, zu deren Umsetzung die MS entweder eingeladen oder aufgefordert werden: 

• Maßnahmen, die die MS umsetzen können: Eine Sperrklausel nicht über 5 %, Stimmzettel mit Namen und 
Logos der europäischen politischen Parteien (EuPP), denen die nationalen Parteien angehören, 
elektronische Stimmabgabe, Briefwahl und vorzeitige Stimmabgabe, die Möglichkeit der Teilnahme an 
der Wahl aus Drittländern außerhalb der EU. 

                                                             
1 Volltext der Studie in englischer Sprache abrufbar unter:  
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/694199/IPOL_STU(2021)694199_EN.pdf 

ABRISS 

Diese Studie, die von der Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten des 
Europäischen Parlaments auf Wunsch des Ausschusses für konstitutionelle Fragen in Auftrag 
gegeben wurde, betrachtet die wesentlichen Hindernisse für die Vereinheitlichung und 
Modernisierung der Europawahlen in verschiedenen Mitgliedstaaten. Sie gibt einen Überblick 
über die Umsetzung des Beschlusses 2018/994 des Rates und hebt insbesondere die Wichtigkeit 
der Standardisierung und Harmonisierung von Stimmzetteln zur angemessenen Information der 
Wähler und zur Stärkung des europäischen Parteiensystems hervor. Die Studie schließt mit der 
allgemeineren Anmerkung, dass die europäischen und nationalen politischen Parteien ihre 
Beziehungen, ein wichtiges Element des europäischen politischen Systems, das die 
länderübergreifende Natur der Europawahlen steigern kann, weiter verstärken sollten. 

 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/694199/IPOL_STU(2021)694199_EN.pdf
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• Maßnahmen, die die MS umsetzen sollen: Eine Sperrklausel zwischen 2 % und 5 % in MS mit Wahlkreisen 
mit mehr als 35 Sitzen, eine Dreiwochenfrist für Kandidaturen, Verbot der doppelten Stimmabgabe 
durch angemessene Sanktionen, Schaffung einer Kontaktstelle für den Austausch von Daten über 
Wähler/Kandidaten, Datenaustausch spätestens sechs Wochen vor Wahlen. 

Bislang (Stand Juni 2021) haben drei Mitgliedstaaten den Beschluss 2018/994 des Rates noch nicht ratifiziert, 
nämlich Deutschland, Spanien und Zypern. Weitere zwei Mitgliedstaaten, nämlich Rumänien und die 
Tschechische Republik, haben erst nach den Europawahlen 2019 ratifiziert. 

In Zypern hatte das eingeleitete Gesetzgebungsverfahren die automatische Registrierung von Zyprioten mit 
doppelter Staatsbürgerschaft, die im Ausland leben, zur Folge, was sowohl praktische Kosten aufgrund einer 
größeren Zahl von Wählern verursachen als auch das empfindliche politische Gleichgewicht hätte stören 
können, indem die Mehrheit der türkischen Zyprioten möglicherweise das Gleichgewicht zugunsten der 
traditionellen Oppositionspartei, der Fortschrittspartei des werktätigen Volkes (AKEL), verschoben hätte. 

In Deutschland hat das Bundesverfassungsgericht wiederholt geurteilt, dass die Sperrklausel bei Wahlen zum 
Europäischen Parlament verfassungswidrig ist. Die Wiedereinführung einer Sperrklausel würde daher 
qualifizierte parlamentarische Mehrheiten für eine Verfassungsänderung erfordern. Deutschlands eigenes 
Bundeswahlgesetz wurde im Oktober 2020 mit den Stimmen der Regierungsmehrheit (CDU/CSU, SPD) 
geändert. Mehrere Oppositionsparteien (FDP, Die Linke, Bündnis 90/Die Grünen) haben beim 
Bundesverfassungsgericht gegen das neue Bundeswahlgesetz geklagt. Das Ratifizierungsverfahren für den 
Beschluss 2018/994 des Rates von den aktuellen Kontroversen um das neue Bundeswahlgesetz (mit 
Neuwahlen im September 2021) fernzuhalten, ist somit entscheidend für den Erfolg des Verfahrens, das 
hoffentlich im Lauf der nächsten Legislaturperiode wieder in Betracht gezogen wird. 

Auch in Spanien scheint die Komplexität der Ratifizierung insbesondere auf Probleme in Verbindung mit der 
Einführung einer formellen Sperrklausel zurückzuführen zu sein, die die Wahl von MdEP aus kleineren 
politischen Parteien verhindern könnte. Aufgrund des Brexits erhält Spanien bei der Europawahl 2024 mehr 
gewählte MdEP. Dies wird die verhältnismäßige Vertretung von kleineren Parteien hinsichtlich gewählter MdEP 
weiter erhöhen. Die Annahme einer formellen Sperrklausel mag jedoch für ein so fragmentiertes politisches 
System wie das spanische, was besonders bei Wahlen zum Europäischen Parlament deutlich wird, besonders 
problematisch sein. 

Wie bereits erwähnt ist die Europäisierung der Stimmzettel nicht obligatorisch, sondern wird im Beschluss 
2018/994 des Rates nur vorgeschlagen. Gleichwohl verdient diese Standardisierung und Harmonisierung 
besondere Aufmerksamkeit, da sie grundlegend dafür ist, Wähler angemessen zu informieren und das 
europäische Parteiensystem zu stärken: Erstens ist sie eindeutig am wenigsten weit entwickelt, selbst wenn 
man eine „minimale“ Definition von Europäisierung anwendet. Die Gestaltung von Stimmzetteln in Europa 
weist eine äußerst breite Vielfalt an Formaten und Wahlverfahren auf, die nur zum Teil mit verschiedenen 
Wahlsystemen zusammenhängen, und nicht alle sind mit einer solchen Bestimmung vereinbar. Zweitens ist 
zwischen 2014 und 2019 ein gegenläufiger Trend erkennbar, bei dem es einige Rückschritte gab (mehr Länder 
mit europäisierten Stimmzetteln, aber eine geringere Präsenz von EuPP gegenüber anderen, nicht anerkannten 
länderübergreifenden europäischen Vereinigungen; weniger gewählte MdEP). Diese Dynamik ist eng mit dem 
Niedergang des Spitzenkandidatensystems verflochten. 

Neben der Ratifizierung des Beschlusses 994/2018 des Rates sollten die europäischen und nationalen 
politischen Parteien ihre Beziehungen weiter verstärken, die ein wichtiges Element des europäischen 
politischen Systems sind, das die allgemeine länderübergreifende Natur der Europawahlen (nicht nur von 
europäischen Stimmzetteln) steigern kann. Das wirkliche Ausmaß der Europäisierung hängt weniger von 
Regelungen und mehr vom allgemeinen Klima rund um die Wahl ab. In dieser Hinsicht wäre auch eine 
Wiederbelebung des Spitzenkandidatenverfahrens ungemein nutzbringend. 

Schließlich sollten andere formale Elemente, die vom Beschluss des Rates übersehen wurden, wie die Senkung 
des Wahlalters, die Schaffung eines länderübergreifenden Wahlkreises und die Förderung der Gleichstellung 
der Geschlechter, auf der Tagesordnung für die weitere Reform des europäischen Wahlrechts bleiben. 
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